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Gesetzentwurf 
 
 
der Landesregierung 
 
 
Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzierungsgesetzes für das Jahr 2010 
 
 
A Problem 
 
Die Finanzsituation der Kommunen in Nordrhein-Westfalen hat sich infolge der Wirtschafts- 
und Finanzkrise deutlich verschlechtert. Die Auswirkungen zeigen sich zum einen in den 
stark gesunkenen Erträgen, insbesondere beim Aufkommen der Gewerbesteuer, aber auch 
in gestiegenen Aufwendungen, vor allem im Bereich der sozialen Leistungen. Infolge dessen 
ist die Zahl der Kommunen, die zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts ver-
pflichtet sind, sprunghaft angestiegen. Während im Haushaltsjahr 2009 63 Kommunen haus-
haltssicherungspflichtig waren, sind nach vorläufiger Einschätzung der örtlichen Aufsichtsbe-
hörden (Stand 30. Juni 2010) im laufenden Haushaltsjahr voraussichtlich 169 Kommunen zur 
Aufstellung eines Haushaltsicherungskonzeptes gemäß § 76 GO NRW verpflichtet. Beson-
ders bedenklich an der Entwicklung ist, dass mit 139 dieser 169 Kommunen der weit über-
wiegende Teil die gesetzlichen Voraussetzungen für die Genehmigungsfähigkeit eines 
Haushaltssicherungskonzepts nicht einhalten kann und somit der vorläufigen Haushaltsfüh-
rung nach § 82 GO NRW – dem sogenannten „Nothaushaltsrecht“ – unterliegt. Somit war die 
Zahl der Kommunen mit einem Nothaushalt noch nie so hoch wie im Jahr 2010. Rund 35 
Kommunen sind bereits bilanziell überschuldet oder es droht ihnen im mittelfristigen Ergeb-
nis- und Finanzplanungszeitraum der Eintritt der Überschuldung. Die äußerst schwierigen fi-
nanziellen Rahmenbedingungen der Kommunen haben darüber maßgeblich zu einem star-
ken Anstieg der kurzfristigen „Kredite zur Liquiditätssicherung“ geführt.  
 
 
B Lösung 
 
 
Die Finanzausstattung der Kommunen soll daher im Haushaltsjahr 2010 durch dieses Ände-
rungsgesetz verbessert werden, indem 
 
• die bisherige Befrachtung nach § 2 Absatz 3 Gemeindefinanzierungsgesetz - GFG 2010 

(17. Dezember 2009, GV. NRW. S. 889, ber. S. 974) in Höhe von 166 200 000 EUR ent-
fällt und 
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• die Kommunen in Höhe des Verbundsatzes an vier Siebteln der Einnahmen des Landes 
aus der Grunderwerbsteuer über den fakultativen Steuerverbund als Verbundgrundlagen 
beteiligt werden. 

 
 
C Alternativen 
 
Beibehaltung der gegenwärtigen Rechtslage und damit der schlechteren Finanzausstattung 
der Kommunen. 
 
 
D Kosten 
 
Die Kosten belaufen sich durch das Änderungsgesetz infolge des Wegfalls der Befrachtung 
und der Einbeziehung des Grunderwerbsteueranteils im kommunalen Finanzausgleich auf 
299 856 000 EUR. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig sind das Ministerium für Inneres und Kommunales (federführend) und das Fi-
nanzministerium. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Primäre Aufgabe des Finanzausgleichs ist es, eine angemessene Finanzausstattung der 
Kommunen zu gewährleisten und Finanzkraftunterschiede auszugleichen. Diese Aufgabe ist 
nicht zuletzt Ausfluss der durch das Grundgesetz und die Landesverfassung gewährleisteten 
Selbstverwaltungsgarantie. Infolge der Aufstockung der Finanzausgleichsmasse durch die 
Einbeziehung der Grunderwerbsteuer und der Streichung der Befrachtung werden die Fi-
nanzausstattung und damit auch das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen gestärkt.  
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine 
 
 
H Befristung 
 

Bei dem Gemeindefinanzierungsgesetz für das Jahr 2010 handelt es sich um ein Jahresge-
setz. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/207 

 

 3

Gegenüberstellung 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  
 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen 

Gesetz zur Änderung des Gemeindefi-
nanzierungsgesetzes für das Jahr 2010 
 
Artikel 1 

 Gesetz zur Regelung der Zuweisungen 
des Landes Nordrhein-Westfalen an die 
Gemeinden und Gemeindeverbände im 
Haushaltsjahr 2010 
(Gemeindefinanzierungsgesetz - GFG 
2010) 

Das Gemeindefinanzierungsgesetz für das 
Jahr 2010 vom 17. Dezember 2009 (GV. 
NRW. S. 889, ber. S. 974) wird für das 
Haushaltsjahr 2010 wie folgt geändert: 
 

  

1. § 2 wird wie folgt geändert:  § 2 
Ermittlung der Finanzausgleichsmasse 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Nach Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
„Ferner beteiligt das Land die Ge-
meinden und Gemeindeverbände in 
Höhe des Verbundsatzes an vier 
Siebteln seiner Einnahmen aus der 
Grunderwerbsteuer.“ 
 
bb) Satz 2 wird Satz 3. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 
„Gemeinschaftssteuern“ durch das 
Wort „Verbundsteuern“ ersetzt. 

 
 

 
 
 
 
 
 

  
 
(1) Das Land stellt den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden 23 Prozent (Verbund-
satz) seines Anteils an der Einkommensteu-
er, der Körperschaftsteuer und der Umsatz-
steuer (Gemeinschaftsteuern) zur Verfü-
gung.  
 
 
 
Der Verbundsatz enthält 1,17 Prozentpunkte 
zur vorläufigen pauschalen Abgeltung von 
Ausgleichsansprüchen aus der Beteiligung 
der Gemeinden und Gemeindeverbände an 
den finanziellen Belastungen des Landes 
aus der Deutschen Einheit im Haushaltsjahr 
2010. 
 
(2) Der Berechnung nach Absatz 1 liegt das 
Ist-Aufkommen der jeweiligen Steuer im 
Zeitraum vom 1. Oktober des dem Haus-
haltsjahr vorvorhergehenden Jahres bis zum 
30. September des dem Haushaltsjahr vor-
hergehenden Jahres (Verbundzeitraum) 
zugrunde. Dabei wird das ermittelte Ist-
Aufkommen der Gemeinschaftssteuern ins-
gesamt im Verbundzeitraum 
 
 
1. erhöht oder vermindert um die Einnah-
men oder Ausgaben des Landes im Länder-
finanzausgleich nach den Vorschriften des 
2. Abschnittes des Finanzausgleichsgeset-
zes und aus den allgemeinen Bundesergän-
zungszuweisungen nach § 11 Absatz 2 Fi-
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c) Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 
d)  In Absatz 4 werden die Wörter „Ab-

sätzen 1 bis 3 und § 3“ durch die 
Wörter „Absätzen 1 und 2 sowie § 
3“ ersetzt. 

 
e)   In Absatz 5 wird die Angabe „Ab-

satz 1 Satz 2“ durch die Angabe 
„Absatz 1 Satz 3“ ersetzt. 

 

nanzausgleichsgesetz vom 20. Dezember 
2001 (BGBl. I S. 3955, 3956), zuletzt geän-
dert durch Artikel 7 Begleitgesetz zur Föde-
ralismusreform vom 10. August 2009 (BGBl. 
I S. 2702); … 
 
(3) Von der nach Absatz 1 und 2 ermittelten 
Finanzausgleichsmasse werden 166 200 
000 EUR für Zuweisungen an Gemeinden 
und Gemeindeverbände nach Maßgabe des 
Landeshaushalts abgezogen. 
 
(4) Die Ermittlung der Finanzausgleichs-
masse gemäß den Absätzen 1 bis 3 und § 3 
ergibt sich aus Anlage 1 zu diesem Gesetz. 
 
 
(5) Der sich aus der Regelung nach Absatz 
1 Satz 2 ergebende Betrag wird auf Basis 
der finanziellen Belastung des Landes aus 
der Deutschen Einheit im Haushaltsjahr 
2010, dem Anteil der Kommunen am Ge-
samtsteueraufkommen des Landes unter 
Berücksichtigung des Steuerverbundes und 
der Kompensation für Ausfälle bei der Kraft-
fahrzeugsteuer im Haushaltsjahr 2010 sowie 
dem von den Kommunen über erhöhte Ge-
werbesteuerumlagen nach § 6 Absatz 3 und 
5 Gemeindefinanzreformgesetz vom 8. Sep-
tember 1969 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. März 2009 (BGBl. I S. 
502) und verminderter Finanzausgleichs-
masse im Steuerverbund 2010 bereits er-
brachten Solidarbeitrag bis spätestens im 
übernächsten Haushaltsjahr abgerechnet. 
 

  § 5 
Grundsätze für die Schlüsselzuweisun-
gen 
 

2. In § 5 Absatz 1 werden die Wörter „den 
Gemeindeverbänden“ durch die Wörter 
„die Gemeindeverbände“ ersetzt. 

 

 (1) Die Gemeinden und den Gemeindever-
bänden erhalten Schlüsselzuweisungen, de-
ren Höhe sich für die einzelne Gebietskör-
perschaft nach ihrer durchschnittlichen Auf-
gabenbelastung und nach ihrer Steuer- oder 
Umlagekraft bemisst. Besonders berück-
sichtigt werden Belastungen, 
 

3. § 6 wird wie folgt gefasst: 
 

 § 6 
Aufteilung der Schlüsselmasse 
 

„Für Schlüsselzuweisungen wird insgesamt 
ein Betrag von 6 700 946 000 EUR zur Ver-
fügung gestellt. Dieser Betrag wird aufgeteilt 

 Für Schlüsselzuweisungen wird insgesamt 
ein Betrag von 6 445 432 000 EUR zur Ver-
fügung gestellt. Dieser Betrag wird aufgeteilt 
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auf  
1. die Schlüsselmasse für Gemeinden mit 
 5 258 583 000 EUR 
2. die Schlüsselmasse für Kreise mit 
 784 625 000 EUR  
3. die Schlüsselmasse für Landschaftsver-

bände mit  
 657 738 000 EUR.“ 
 
 
4. § 16 wird wie folgt geändert: 
 

auf 
1. die Schlüsselmasse für Gemeinden mit 
 5 058 051 000 EUR 
2. die Schlüsselmasse für Kreise mit 
 754 715 000 EUR 
3. die Schlüsselmasse für Landschaftsver-

bände mit 
 632 666 000 EUR. 
 
 
§ 16 
Pauschale Zuweisungen zur Förderung 
investiver Maßnahmen von Gemeinden 
und Gemeindeverbänden 
 

a) In Absatz 1 wird die Angabe 
„473 598 000 EUR“ durch die An-
gabe „517 940 000 EUR“ ersetzt. 

 
b) In Absatz 2 wird die Angabe 

„399 403 000 EUR“ durch die An-
gabe „436 798 000 EUR“ ersetzt. 

 
 
 
 
 

c) In Absatz 3 wird die Angabe 
„40 360 000 EUR“ durch die Anga-
be „44 139 000 EUR“ ersetzt. 

 
 
 
 
 
 
 

d) In Absatz 4 wird die Angabe 
„33 835 000 EUR“ durch die Anga-
be „37 003 000 EUR“ ersetzt. 

 
 
 

 (1) Zur pauschalen Förderung investiver 
Maßnahmen werden Mittel in Höhe von 
473 598 000 EUR zur Verfügung gestellt. 
 
(2) Von dem Betrag nach Absatz 1 werden 
den Gemeinden 399 403 000 EUR für eine 
allgemeine Investitionspauschale zur Verfü-
gung gestellt. Davon werden sieben Zehntel 
nach der maßgeblichen Einwohnerzahl und 
drei Zehntel nach der maßgeblichen Ge-
bietsfläche verteilt. 
 
(3) Von dem Betrag nach Absatz 1 werden 
40 360 000 EUR für eine Investitionspau-
schale zur Verfügung gestellt, die in erster 
Linie für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Altenhilfe und -pflege einzusetzen ist. Dieser 
Betrag wird auf die kreisfreien Städte und 
Kreise nach der Zahl der mit Hauptwohnsitz 
gemeldeten Einwohner über 65 Jahre ver-
teilt. 
 
(4) Von dem Betrag nach Absatz 1 werden 
33 835 000 EUR für eine Investitionspau-
schale zur Verfügung gestellt, die in erster 
Linie für investive Maßnahmen im Zusam-
menhang mit der Eingliederungshilfe einzu-
setzen ist. Dieser Betrag wird auf die Land-
schaftsverbände nach der maßgeblichen 
Einwohnerzahl verteilt. 
 

   
5. Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 GFG 2010 

erhält folgende Fassung: 
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Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 GFG 2010 
 

EUR
   Obligatorischer Steuerverbund

Gemeinschaftsteuern 
* Lohnsteuer 12 995 373 708   
* veranlagte Einkommensteuer 2 839 603 088   
* nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 2 145 181 367   
* Körperschaftsteuer  904 091 834   
* Umsatzsteuer 10 598 463 981   
* Einfuhrumsatzsteuer 3 543 488 320   
* Zinsabschlag 1 435 728 624   
Fakultativer Steuerverbund
* Grunderwerbsteuer (4/7tel Anteil)  581 112 728   
Summe Verbundsteuern 35 043 043 650   
Bereinigung Verbundsteuern (§ 2 Absatz 2 GFG)
* Länderfinanzausgleich - 221 559 000   
* Familienleistungsausgleich - 589 782 000   
* Entlastungsausgleich Ost  220 000 000   
* Kompensation Kfz-Steuerausfälle - 69 782 000   
* Kompensation Spielbankabgabe - 13 140 000   
* Kompensation Betriebskosten KiFöG - 16 042 000   
Verbundgrundlagen insgesamt 34 352 738 650   
Verbundsatz in Prozent (§ 2 Absatz 1 Satz 1 GFG) 23,00 
Originäre Finanzausgleichsmasse (§ 2 Absatz 1 GFG) 7 901 130 000   
Prozentpunkte im Verbundsatz  für pauschalierten 
Belastungsausgleich im Rahmen der kommunalen 
Einheitslastenbeteiligung (§ 2 Absatz 1 GFG) 1,17 
in der originären Finanzausgleichsmasse enthaltener 
pauschaler Belastungsausgleich im Rahmen der kommunalen 
Einheitslastenbeteiligung (§ 2 Absatz 1 GFG)  401 927 000   
Vorwegabzüge (§ 3 GFG)
* Tantiemen - 3 100 000   
Verteilbare Finanzausgleichsmasse 2010 (§ 2 Absatz 4 GFG) 7 898 030 000   

Ableitung der Finanzausgleichsmasse 2010
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Artikel 2 
 

  

Die sich aufgrund dieses Gesetzes abwei-
chend von den nach dem Gemeindefinanzie-
rungsgesetz für das Jahr 2010 vom 17. De-
zember 2009 (GV. NRW. S. 889, ber. S. 
974) festgesetzten Beträge ergebenden Zu-
weisungen werden zum nächsten, auf die 
Verkündung folgenden Auszahlungstermin 
an die Kommunen gezahlt. Diese Zuweisun-
gen sind nicht umlagewirksam. 
 

  

Artiktel 3 
 

  

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2010 in Kraft. 
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Begründung  
 
Gesetz zur Änderung des Gemeindefinanzierungsgesetzes für das Jahr 2010 
 
 
A Allgemeiner Teil 
 
Die Finanzsituation der Kommunen in Nordrhein-Westfalen hat sich infolge der Wirtschafts- 
und Finanzkrise deutlich verschlechtert. Die Auswirkungen zeigen sich zum einen in den 
stark gesunkenen Erträgen, insbesondere beim Aufkommen der Gewerbesteuer, aber auch 
in gestiegenen Aufwendungen, vor allem im Bereich der sozialen Leistungen. Infolge dessen 
ist die Zahl der Kommunen, die zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts ver-
pflichtet sind, sprunghaft angestiegen. Während im Haushaltsjahr 2009 63 Kommunen haus-
haltssicherungspflichtig waren, sind nach vorläufiger Einschätzung der örtlichen Aufsichtsbe-
hörden (Stand 30. Juni 2010) im laufenden Haushaltsjahr voraussichtlich 169 Kommunen zur 
Aufstellung eines Haushaltsicherungskonzeptes gemäß § 76 GO NRW verpflichtet. Beson-
ders bedenklich an der Entwicklung ist, dass mit 139 dieser 169 Kommunen der weit über-
wiegende Teil die gesetzlichen Voraussetzungen für die Genehmigungsfähigkeit eines 
Haushaltssicherungskonzepts nicht einhalten kann und somit der vorläufigen Haushaltsfüh-
rung nach § 82 GO NRW – dem sogenannten „Nothaushaltsrecht“ – unterliegt. Somit war die 
Zahl der Kommunen mit einem Nothaushalt noch nie so hoch wie im Jahr 2010. Rund 35 
Kommunen sind bereits bilanziell überschuldet oder es droht ihnen im mittelfristigen Ergeb-
nis- und Finanzplanungszeitraum der Eintritt der Überschuldung. Die äußerst schwierigen fi-
nanziellen Rahmenbedingungen der Kommunen haben darüber maßgeblich zu einem star-
ken Anstieg der kurzfristigen „Kredite zur Liquiditätssicherung“ geführt.  
 
Die Finanzausstattung der Kommunen soll daher im Haushaltsjahr 2010 durch dieses Ände-
rungsgesetz verbessert werden, indem 
 

• die bisherige Befrachtung nach § 2 Absatz 3 GFG 2010 (17. Dezember 2009, GV. 
NRW. S. 889, ber. S. 974) in Höhe von 166 200 000 EUR entfällt und 

• die Kommunen in Höhe des Verbundsatzes an vier Siebteln der Einnahmen des Lan-
des aus der Grunderwerbsteuer über den fakultativen Steuerverbund als Verbund-
grundlagen beteiligt werden. 

 
Die Befrachtung diente als kommunaler Beitrag zur Konsolidierung des Landeshaushalts. 
Zwar ist die Konsolidierung des Landeshaushalts weiterhin eine notwendige und wichtige 
Aufgabe, dennoch ist die schwierige finanzielle Lage der Kommunen ebenfalls zu berück-
sichtigen. Die Kommunen zu einem Beitrag zur Konsolidierung des Landeshaushalts heran-
zuziehen, ist angesichts der dramatisch verschlechterten Situation ihrer eigenen Finanzlage 
nicht mehr sachgerecht.   
 
Bis zum Gemeindefinanzierungsgesetz 2006 einschließlich wurden die Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen im Rahmen des Steuerverbundes neben dem Aufkommen an den Gemein-
schaftsteuern auch an den Einnahmen des Landes aus der Grunderwerbsteuer beteiligt. Mit 
diesem Änderungsgesetz wird die Beteiligung der Kommunen an den Einnahmen des Lan-
des an der Grunderwerbsteuer wieder eingeführt.  
 
Die Einnahmen des Landes an der Grunderwerbsteuer betragen im Referenzzeitraum 
1 016 947 275,23 EUR. Ein Anteil von vier Siebteln an diesen Einnahmen in Höhe von 581 
112 728 EUR wird den Kommunen über den fakultativen Steuerverbund als Verbundgrund-
lage zur Verfügung gestellt. Da die Kommunen an den Verbundgrundlagen mit dem vom 
Landesgesetzgeber festgesetzten Prozentsatz, dem Verbundsatz gemäß § 2 GFG 2010 in 
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Höhe von 23 % beteiligt werden, beläuft sich diese zusätzliche Beteiligung gerundet auf 
133 656 000 EUR.  
 
Durch den Wegfall der Befrachtung und der Einbeziehung des Grunderwerbsteueranteils im 
kommunalen Finanzausgleich stehen den Kommunen durch dieses Änderungsgesetz im 
GFG 2010 zusammen zusätzlich 299 856 000 EUR zur Verfügung. Die verteilbare Finanz-
ausgleichsmasse steigt von 7 598 174 000 EUR auf 7 898 030 000 EUR. Die zusätzlichen 
Mittel werden nach der Systematik des GFG 2010 auf die Schlüsselzuweisungen und auf die 
Investitionspauschalen verteilt. 
 
Im Einzelnen wird die Finanzausgleichsmasse 2010 wie folgt ermittelt: 
 
 
1 Ableitung der Finanzausgleichsmasse 2010  
 
Die Ableitung der Finanzausgleichsmasse im Steuerverbund 2010 ist der Tabelle 1 zu ent-
nehmen und wird nach dem Ist-Aufkommen der relevanten Verbundsteuern im Verbundzeit-
raum 1. Oktober 2008 bis 30. September 2009 durchgeführt. Relevante Verbundsteuern sind 
die Gemeinschaftsteuern (obligatorischer Steuerverbund) sowie vier Siebtel der Grunder-
werbsteuer (fakultativer Steuerverbund).  
 
Im Steuerverbund 2010 steht unter Einbeziehung der Grunderwerbsteuer und nach dem 
Wegfall des Befrachtungsvolumens insgesamt eine originäre Finanzausgleichsmasse in Hö-
he von 7 901 130 000 EUR zur Verfügung. 
 
Es steht, unter Berücksichtigung der Vorwegabzüge in Höhe von 3 100 000 EUR für Tantie-
men, eine verteilbare Finanzausgleichsmasse in Höhe von 7 898 030 000 EUR zur Verfü-
gung. Das entspricht einer Reduzierung gegenüber dem Steuerverbund 2009 um 75 208 000 
EUR (0,94 %) und gegenüber dem Steuerverbund 2010 in der bisherigen Fassung einer Er-
höhung um 299 856 000 EUR (+3,95 %). 
 
 
2 Aufteilung der Mittel des Steuerverbundes 2010 
 
Primäre Aufgabe des Finanzausgleichs ist es, eine angemessene Finanzausstattung der 
Kommunen zu gewährleisten und Finanzkraftunterschiede auszugleichen. Diese Aufgabe ist 
nicht zuletzt Ausfluss der durch das Grundgesetz und die Landesverfassung gewährleisteten 
Selbstverwaltungsgarantie. Infolge der Aufstockung der Finanzausgleichsmasse durch die 
Einbeziehung der Grunderwerbsteuer und der Streichung der Befrachtung werden die Fi-
nanzausstattung und damit auch das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen gestärkt.  
 
Mit insgesamt 6 800 090 000 EUR werden 86,10 % der verteilbaren Finanzausgleichsmasse 
2010 konsumtiv bereitgestellt. Mit insgesamt 1 097 940 000 EUR investiver Zuweisungsmit-
tel ergibt sich im Steuerverbund 2010 ein Investitionsanteil von 13,90 %. 
 
 
3 Verteilung der Mittel des Steuerverbundes 2010 
 
Die Verteilung der Mittel des Steuerverbundes 2010 ist der Tabelle 2 zu entnehmen.  
 
Die verteilbare Finanzausgleichsmasse in Höhe von 7 898 030 000 EUR wird auf Schlüssel-
zuweisungen und Investitionspauschalen aufgeteilt und nach verschiedenen Kriterien ent-
sprechend der GFG-Systematik auf die Kommunen verteilt. 
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Die Höhen der Sonderpauschalen und Zuweisungen aufgrund besonderer Bedarfe bleiben 
im Vergleich zum GFG 2010 vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 889, ber. S. 974) un-
verändert bestehen. Diese Sonderpauschalen wie die Schulpauschale/ Bildungspauschale 
und die Sportpauschale, aber auch die Zuweisungen aufgrund besonderer Bedarfe (Kurorte-
hilfe, Abwassergebührenhilfe u. a.) haben vorrangig eine politische Lenkungsfunktion. In fi-
nanzwirtschaftlich schwierigen Zeiten muss die Lenkungsfunktion bei der Durchführung des 
kommunalen Finanzausgleichs zu Gunsten der fiskalischen und redistributiven Funktion zu-
rückstehen. Diese beiden Hauptfunktionen des kommunalen Finanzausgleichs, die zum Ei-
nen die Aufstockung der kommunalen Finanzmasse und zum Anderen die Verteilung der Fi-
nanzausgleichsmasse unter Berücksichtigung von Finanzbedarf und Finanzkraft beinhalten, 
sind vorrangig zu bedienen. Diese Zielsetzung folgt der verfassungsgerichtlichen Rechtspre-
chung. So hat der Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen in seinem Urteil 
vom 9. Juli 1998 – 16/96 und 7/97 – angemahnt, dass der Gesetzgeber umso zurückhalten-
der mit zweckgebundenen Zuweisungen sein muss, je enger die Finanzausstattung der Ge-
meinden ist und je mehr über unausgeglichene Haushalte verfügen, um ihren Handlungs-
spielraum nicht noch weiter einzuengen. Folglich wird angesichts der äußerst schwierigen 
Finanzsituation der Kommunen in Nordrhein-Westfalen der Aufstockungsbetrag auf die 
Schlüsselzuweisungsmasse und die Investitionspauschalen aufgeteilt. Hiervon partizipieren 
landesweit alle Kommunen in Nordrhein-Westfalen.  
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B Besonderer Teil 
 
 

 Zu Artikel 1 Nr. 1  
 

a)  
aa) Der vier Siebtel Anteil an der Grunderwerbsteuer soll den Kommunen neben dem 

obligatorischen Steuerverbund, also den Gemeinschaftsteuern, über den fakulta-
tiven Steuerverbund als Verbundgrundlagen zur Verfügung gestellt werden. Die 
Kommunen erhalten in Höhe des vom Landesgesetzgeber festgesetzten Prozent-
satzes, dem Verbundsatz, ihren Anteil an den Verbundgrundlagen. 

 
 bb) Redaktionelle Änderung 
 
b) Redaktionelle Änderung 
 
c) Die Regelung zur Befrachtung nach § 2 Absatz 3 GFG 2010 (17. Dezember 2009,  
 GV. NRW. S. 889, ber. S. 974) wird gestrichen. 
 
d) Aufgrund der Streichung des § 2 Absatz 3 (siehe c) bedarf es einer redaktionellen  
 Änderung. 
 
e) Durch die Ergänzung des § 2 Absatz 1 mit der unter aa) dieses Änderungsgesetzes  
 genannten gesetzlichen Regelung bedarf es einer redaktionellen Änderung. 
 
 
Zu Artikel 1 Nr. 2 
 
Redaktionelle Änderung 
 
 
Zu Artiktel 1 Nr. 3 
 
Die verteilbare Finanzausgleichsmasse erhöht sich durch dieses Änderungsgesetz aufgrund 
des Wegfalls der Befrachtung in Höhe von 166 200 000 EUR und der Verbreiterung der Ver-
bundgrundlagen durch Einbeziehung des Anteils der Grunderwerbsteuer um 299 856 000 
EUR. Dieser Betrag wird auf der Basis des GFG 2010 nach der GFG-Systematik auf die 
Schlüsselzuweisungen und auf die Investitionspauschalen verteilt. Der für Schlüsselzuwei-
sungen insgesamt zur Verfügung stehende Betrag sowie die Schlüsselmassen für Gemein-
den, Kreise und Landschaftsverbände werden entsprechend erhöht.  
 
Für Schlüsselzuweisungen stehen im Steuerverbund 2010 durch dieses Änderungsgesetz 
zusätzlich 255 514 000 EUR (+ 3,96 %) und damit insgesamt 6 700 946 000 EUR zur Verfü-
gung, das entspricht einem Anteil an der gesamten verteilbaren Finanzausgleichsmasse von 
84,84 %.  
 
 
Zu Artikel 1 Nr. 4 
 
Während die Schlüsselzuweisungen als allgemeine Deckungsmittel den kommunalen Haus-
halten zufließen, werden den Gemeinden, Kreisen und Landschaftsverbänden im Steuerver-
bund 2010 wieder pauschale Mittel für investive Maßnahmen bereitgestellt. Diese Zuweisun-
gen werden – anders als die Schlüsselzuweisungen – finanzkraftunabhängig verteilt. Sie sol-
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len den Kommunen Spielräume für eigenverantwortliche Investitionstätigkeiten eröffnen und 
einem Rückgang der kommunalen Investitionen entgegen wirken. 
 
Aufgrund der unter Nr. 7 erläuterten Erhöhung der verteilbaren Finanzausgleichsmasse und 
der Verteilungssystematik für den Erhöhungsbetrag ergeben sich höhere Investitionspau-
schalenbeträge. 
 
Für Investitionspauschalen stehen im Steuerverbund 2010 durch dieses Änderungsgesetz 
zusätzlich 44 342 000 EUR und damit 517 940 000 EUR zur Verfügung. Das entspricht ei-
nem Anteil an der gesamten verteilbaren Finanzausgleichsmasse von rund 6,56 %.  
 
 
Zu Artikel 1 Nr. 5 
 
Die Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 GFG 2010 wurde entsprechend der Aufstockung der relevan-
ten Verbundgrundlagen um vier Siebtel der Grunderwerbsteuer sowie dem Wegfall des Be-
frachtungsvolumens angepasst. 
 
 
Zu Artikel 2 
 
Die Schlüsselzuweisungen und die Investitionspauschalen werden im Laufe des Haushalts-
jahres nach der Festsetzung der Beträge zu den in Anlage 7 zu § 28 Absatz 3 GFG 2010 
ausgewiesenen fünf Terminen und Anteilen ausgezahlt. Bis zur Verkündung dieses Ände-
rungsgesetzes werden voraussichtlich mindestens vier Auszahlungen auf Grundlage des 
GFG 2010 vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 889, ber. S. 974) erfolgt sein. Nach § 2 
bleiben die Anteile nach dem GFG 2010 vom 17. Dezember 2010 unverändert. Die sich auf-
grund dieses Gesetzes für jeden einzelnen Zuweisungsempfänger ergebenden zusätzlichen 
Zuweisungen werden daher zum nächsten auf die Verkündung folgenden Auszahlungster-
min nach Anlage 7 im Jahr 2010 oder nach § 28 Abs. 7 GFG 2010 im Jahr 2011 ausgezahlt. 
Eine Berücksichtigung dieser Zuweisungen bei den Umlagen erfolgt aus Praktikabilitätsgrün-
den nicht. 
 
 
Zu Artikel 3 
 
Regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Dieses Änderungsgesetz tritt rückwirkend zum 1. Ja-
nuar 2010 in Kraft, weil es sich - wie das Gemeindefinanzierungsgesetz für das Jahr 2010 
vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 889, ber. S. 974) - auf das gesamte Jahr 2010 be-
zieht.  
 
 


